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1. Instanz

Aktenzeichen S 24 U 252/02
Datum 17.09.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 342/03
Datum 13.04.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 17.09.2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt Verletztenrente wegen der Folgen eines Arbeitsunfalls am
12.05.1986 und hierbei wegen GesundheitsstÃ¶rungen im linken Knie.

Dem KlÃ¤ger wurde 1960 der Innenmeniskus des linken Knies entfernt, 1961 wurde
der Innenmeniskus des rechten Knies entfernt und ein Kreuzbandschaden
festgestellt.

Am 12.05.1986 verletzte er sich bei seiner Arbeit als Eisenflechter das linke Knie.
Zum Unfallhergang gibt es unterschiedliche Angaben. Im Durchgangsarztbericht ist
nur die Rede von einem Rotationstrauma. Im Fragebogen fÃ¼r die Krankenkasse
vom 26.05.1986 gab der KlÃ¤ger an, er sei beim Eisentragen mit dem linken FuÃ�
umgeknickt. In einem Gutachten vom 25.08.1986 ist der KlÃ¤ger mit der
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Ã�uÃ�erung widergegeben, er sei beim Tragen einer schweren Last zu Fall
gekommen und habe sich das Kniegelenk verletzt. Die am 06.08.1989 erstattete
Unfallmeldung des Unternehmers gibt an, der KlÃ¤ger sei beim Eisentragen mit
dem linken FuÃ� umgeknickt. Kenntnis hiervon habe als erster der Polier
genommen, der aber nicht Augenzeuge gewesen sei. Nach dieser Meldung wÃ¤re
der Unfall um 14.30 Uhr geschehen, der KlÃ¤ger hÃ¤tte bis zum Ende der
Arbeitszeit um 17.00 Uhr weitergearbeitet und erst am nÃ¤chsten Tag die Arbeit
eingestellt. Bei dem zuletzt als SachverstÃ¤ndigen gehÃ¶rten Chirurgen Dr. K. hat
der KlÃ¤ger im Jahre 2002 angegeben, er sei mit einer Last von 20 kg auf der
Schulter zwischen liegenden Eisenstangen durchgetreten, im linken Knie
eingeknickt und unter Rumpfverdrehung hingefallen. Der linke Schuh sei dabei in
darunter liegenden Haltestangen arretiert gewesen, wodurch er den Unterschenkel
nicht habe mitdrehen kÃ¶nnen. Das linke Knie sei sofort dick geschwollen,
Arbeitskollegen hÃ¤tten ihm aufgeholfen, auf sie gestÃ¼tzt sei er zum Polier
gehumpelt und habe den Unfall gemeldet. Von einem Kollegen sei er zunÃ¤chst
nach Hause und dann weiter zum Arzt gefahren worden.

Die Unfallversicherungsakte ist nicht mehr vollstÃ¤ndig erhalten. Der KlÃ¤ger gibt
an, er habe nach dem Unfall Verletztengeld erhalten. Zur Frage, ob die Behandlung
ab dem 12.05.1986 Unfallfolge sei, holte die Beklagte damals ein Gutachten nach
Aktenlage von dem Chirurgen Dr. B. vom 16.03.1987 ein. Der SachverstÃ¤ndige
wies auf die fehlende Objektivierung des Unfallhergangs hin. Im Ergebnis war er der
Meinung, dass eine Kreuzbandruptur schon vorher vorgelegen habe und durch den
Befund des AuÃ�enmeniskus bewiesen sei, dass es sich hier um eine degenerative
SchÃ¤digung handele. Die OP-Befunde vom 15.05.1986 und das mikroskopische
Untersuchungsergebnis zeigten keinerlei Anhaltspunkte fÃ¼r eine frische
UnfallschÃ¤digung des Kniegelenks.

Am 15.01.2001 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten Verletztenrente ab dem
frÃ¼hesten Zeitpunkt. Mit Schreiben vom 21.02. 2001 teilte die Beklagte mit Bezug
auf das Gutachten des Dr. B. mit, die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente komme
nicht in Betracht. Der KlÃ¤ger legte hierzu eine Stellungnahme seines
behandelnden OrthopÃ¤den B. vor, wonach Ã¼ber 26 Jahre beschwerdefrei eine
schwere kÃ¶rperliche Arbeit durchgefÃ¼hrt worden sei. In der feingeweblichen
Untersuchung des Meniskus hÃ¤tten Zeichen von Degeneration gefehlt, der Riss
mÃ¼sse also unmittelbar vor der Operation stattgefunden haben.
UnberÃ¼cksichtigt sei der Weichteilinfekt Ã¼ber dem linken Knie, der durch eine
Bakterienstreuung genauso wie eine HÃ¤marthrosbildung den ersten Schritt zur
Gonarthrose gegeben hÃ¤tte.

Der von der Beklagten als SachverstÃ¤ndige gehÃ¶rte OrthopÃ¤de Dr. L. kam in
seinem Gutachten vom 25.07.2001 zu dem Ergebnis, dass vor dem Unfall bereits
der Innenmeniskus entfernt worden sei, das vordere Kreuzband vollstÃ¤ndig gefehlt
habe und eine Chondrocalzinose im AuÃ�enmeniskus bestanden habe. Der Unfall
habe zu einem AuÃ�enmeniskusabriss mit blutigem Gelenkserguss gefÃ¼hrt. Zu
dem Unfall habe die InstabilitÃ¤t des Kniegelenks beigetragen. Ein Vergleich mit
dem anderen Knie zeige schlechtere VerhÃ¤ltnisse gleicher Art auf der anderen
Seite. Auch dort sei 1961 der Innenmeniskus entfernt worden und es habe ein
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Kreuzbandschaden bestanden. Damit kÃ¶nne der derzeitige Kniegelenksschaden
links nicht dem Unfall zugeordnet werden, wenn er sich bei vergleichbarer
Ausgangslage besser als rechts darstelle. Der Unfall habe lediglich eine
austauschbare Gelegenheitsursache gebildet.

Mit Bescheid vom 17.10.2001 erkannte die Beklagte den Unfall als Arbeitsunfall an
und verweigerte die GewÃ¤hrung von Verletztenrente. FÃ¼r die Zeit vor dem
01.01.1997 machte sie VerjÃ¤hrung geltend. Als Unfallfolge erkannte sie eine
folgenlos ausgeheilte Zerrung an.

Der OrthopÃ¤de B. akzeptierte die Annahme eines schon vorher fehlenden
Kreuzbandes, hielt aber die Annahme eines instabilen Kniegelenks angesichts der
beruflichen TÃ¤tigkeit fÃ¼r widerlegt. Den Hinweis auf die Entwicklung des rechten
Kniegelenks hielt er fÃ¼r dreist und jeder Logik entbehrend. Als der
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte von einem Bediensteten der Beklagten erfuhr, dass es bei
einem Distorsionstrauma einer Fixierung des FuÃ�es bedÃ¼rfe, trug er einen
solchen Sachverhalt fÃ¼r den KlÃ¤ger vor, der den Vorgang bei Dr. L. nicht so
geschildert hatte. Mit Widerspruchsbescheid vom 26.03.2002 wies die Beklagte den
Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Mit seiner Klage hat der KlÃ¤ger die Aufhebung der Bescheide der Beklagten sowie
deren Verurteilung zur GewÃ¤hrung einer Verletztenrente beantragt.

Das Sozialgericht hat den Chirurgen Dr. K. mit mehreren Gutachten als
SachverstÃ¤ndigen gehÃ¶rt. Nach der Anamnese war der KlÃ¤ger 6 1/2 Wochen
nach dem Unfall wieder arbeitsfÃ¤hig und hat bis zu seiner Berentung im Jahr 2000
weiter als Eisenflechter gearbeitet. Der SachverstÃ¤ndige geht ebenfalls von einem
vorbestehenden Verlust des vorderen Kreuzbandes aus. Auch der AuÃ�enmeniskus
kÃ¶nne nicht erst am 12.05.1986 ein- oder abgerissen sein. Gegen ein massives
frisches Kniegelenksbinnentrauma spreche der feingewebliche Befund, es hÃ¤tten
keine BlutdurchtrÃ¤nkungen bestanden wie sie bei einem frischen Meniskusschaden
zu erwarten seien. Der Meniskus mÃ¼sse schon vorher verÃ¤ndert und disloziert
gewesen sein. Ein postoperativer Weichteildefekt als Grund fÃ¼r eine Verklebung
und nachfolgende Arthrose komme nur bei einem Infekt in der GelenkshÃ¶hle in
Betracht, ein solcher sei aber nicht nachgewiesen. Eine posttraumatische
Gonarthrose 10 bis 15 Jahre nach Meniskusentfernung sei fast schon regelhaft. Die
Annahme des behandelnden OrthopÃ¤den, es habe sich bei der Operation ein
ausgeprÃ¤gter blutiger Gelenkserguss gezeigt, sei irrig. Dass der Unfall zu einer
Verschlimmerung des Kniegelenksvorschadens beigetragen habe, sei nicht
wahrscheinlich. Seit 01.01.1997 seien keine Unfallfolgen wahrscheinlich.

Neben den frÃ¼heren Einwendungen weist der behandelnde OrthopÃ¤de auf die
blutige DurchtrÃ¤nkung des Kniegelenks hin und meint, eine frÃ¼here SchÃ¤digung
des AuÃ�enmeniskus hÃ¤tte zu Einklemmungen und KnorpelschÃ¤den fÃ¼hren
mÃ¼ssen. Der histologische Befund mÃ¼sse nicht so aussehen wie Dr. K. fordere
und es habe sich eine Faserstruktur mit randstÃ¤ndigen Ausfaserungen gezeigt.

Dr. K. weist daraufhin, dass sich ein blutiger Gelenkserguss nicht dem OP-Protokoll
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entnehmen lasse. Im feingeweblichen Befundbericht zum AuÃ�enmeniskus finde
sich nicht der geringste Hinweis fÃ¼r eine frische Traumatisierung. Es handle sich
ausschlieÃ�lich um unfallfremde Befunde. Die EisenfÃ¤rbung sei negativ gewesen.
Das Eisen im HÃ¤moglobin der roten BlutkÃ¶rperchen lagere sich beim Verfall der
Erythrozyten in einem Gelenkserguss in den Gelenksgeweben ein, also auch in
einem beschÃ¤digten Meniskus. Der Pathologe hÃ¤tte es bei der Untersuchung 10
Tage nach der Operation gefunden, wenn es vorhanden gewesen wÃ¤re.

Mit Gerichtsbescheid vom 17.09.2003 hat das Sozialgericht die Klage als
unbegrÃ¼ndet abgewiesen und sich sowohl auf die BegrÃ¼ndung der
angefochtenen Bescheide als auch die Gutachten des Dr. K. bezogen. Die
Hypothesen des OrthopÃ¤den B. seien von dem SachverstÃ¤ndigen widerlegt
worden.

Mit seiner Berufung begehrt der KlÃ¤ger weiter Verletztenrente. Er stellt mit
eigenen ErwÃ¤gungen die eingeholten Gutachten in Frage. Er begehrt
darÃ¼berhinaus zum erleichterten Beweis zugelassen zu werden, denn die Beklagte
habe ihm zunÃ¤chst Verletztengeld gezahlt und dann verschwiegen, dass sie es von
der AOK zurÃ¼ckgefordert habe. Bei einer rechtzeitigen Information wÃ¤re es ihm
mÃ¶glich gewesen, den Arbeitsunfall zu beweisen.

Erstmals am 05.11.2003 hat er die hilfsweise AnhÃ¶rung eines benannten
Pathologen zu der Frage beantragt, ob sich aus dem histologischen Befund
zweifelsfrei ergebe, dass bei dem Unfall keine frische Ruptur des AuÃ�enmeniskus
erfolgt sei. Der Senat hat den KlÃ¤ger mit Schreiben vom 09.03.2004 darauf
hingewiesen, dass eine weitere Beweiserhebung nicht beabsichtigt sei, Gelegenheit
zur Stellungnahme gegeben, und darauf hingewiesen, dass bei einem Gutachten
nach Â§ 109 SGG die Beweisfragen vom Gericht gestellt und im wesentlichen der
Beweisanordnung des Sozialgerichts entsprechen wÃ¼rden. Der
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte hat demgegenÃ¼ber ausgefÃ¼hrt, soweit ein Antrag
nach Â§ 109 SGG in Frage komme, werde dieser vom Antragsteller und nicht vom
Gericht formuliert. Dem Gericht obliege es lediglich, zu prÃ¼fen und zu
entscheiden, ob die vom Antragsteller unter Beweis gestellte Tatsache
entscheidungserheblich sei oder nicht. Mit Schreiben vom 31.03.2004 hat der Senat
mitgeteilt, dass es bei dem Hinweis vom 09.03.2004 bleibe und dem
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten anheim gestellt, sich noch innerhalb der gesetzten Frist
zu entscheiden. Nachdem der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte mitgeteilt hatte, er wisse
nicht, worÃ¼ber eine Entscheidung getroffen werden solle, hat der Senat mit
Schreiben vom 08.04.2004 seinen Standpunkt erlÃ¤utert und unter anderem
ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger kÃ¶nne nach Â§ 109 SGG einen SachverstÃ¤ndigen
benennen, in der Vorschrift stehe nicht, dass er die Beweisfragen stellen kÃ¶nne.
Der SachverstÃ¤ndige werde vielmehr vom Gericht beauftragt, das auch die Fragen
stelle. Da der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte seine Antragstellung von der
BeweiswÃ¼rdigung durch den Senat abhÃ¤ngig gemacht hatte, wurde auch
mitgeteilt, eine Benennung nach Â§ 109 SGG unter bestimmten Bedingungen,
Voraussetzungen oder MaÃ�gaben sei prozessual nicht wirksam, da
Prozesshandlungen grundsÃ¤tzlich bedingungsfeindlich seien. Die zuvor gesetzte
Frist wurde nicht verlÃ¤ngert.
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In der mÃ¼ndlichen Verhandlung hat der KlÃ¤ger, vertreten durch einen weiteren
ProzessbevollmÃ¤chtigten, beantragt, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 17.09.2003 aufzuheben und die Beklagte zu verurteien, vom
frÃ¼hestmÃ¶glichen Zeitpunkt an Verletztenrente zu zahlen. Hilfsweise hat er die
Einholung eines Gutachtens gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG von dem zuvor bezeichneten
SachverstÃ¤ndigen beantragt. Dabei sollten hilfsweise die Beweisfragen vom
Gericht formuliert werden.

Die Beklagte hat beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zum Verfahren beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren
die Akte der Beklagten und die Akte des Sozialgerichts MÃ¼nchen in dem
vorangegangenen Klageverfahren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die vom KlÃ¤ger form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig; eine
BeschrÃ¤nkung der Berufung nach Â§ 144 SGG besteht nicht.

Die Berufung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf
Verletztenrente wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 12.05.1986.

Das Gericht weist die Berufung aus den GrÃ¼nden des angefochtenen
Gerichtsbescheides des Sozialgerichts MÃ¼nchen als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und
sieht in entsprechender Anwendung des Â§ 153 Abs. 2 SGG von einer weiteren
Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab. Ein SachverstÃ¤ndigengutachten, auf
das eine dem KlÃ¤ger gÃ¼nstige Entscheidung gestÃ¼tzt werden kÃ¶nnte, liegt
weder aus dem Verwaltungs- noch aus dem Klageverfahren vor. Soweit die
Gutachtensergebnisse durch den OrthopÃ¤den B. von fachkundiger Seite in Frage
gestellt worden sind, sind die betreffenden Einwendungen durch den
SachverstÃ¤ndigen Dr. K. behandelt und in den EntscheidungsgrÃ¼nden des
angefochtenen Gerichtsbescheides berÃ¼cksichtigt worden. Die Einwendungen im
Berufungsverfahren sind von keiner medizinischen Fachkenntnis mehr getragen.

Ob die Beklagte die Einrede der VerjÃ¤hrung in rechtswirksamer Weise erhoben hat,
ist nicht entscheidungserheblich. Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme kommt
es auf die VerjÃ¤hrung nicht an, da nach allen eingeholten
SachverstÃ¤ndigengutachten nach dem Eintritt der ArbeitsfÃ¤higkeit keine zu
berentenden Unfallfolgen mehr ersichtlich sind.

Der KlÃ¤ger ist auch nicht zum erleichterten Beweis zuzulassen (vgl. hierzu BSG
Urteil vom 27.05.1997 Az.: 2 RU 38/96). Es sind keine Gesichtspunkte fÃ¼r einen
Beweisnotstand, eine fehlerhafte Beweiserhebung oder gar eine Beweisvereitelung
durch die Beklagte erkennbar. Das Vorliegen eines Arbeitsunfalles ist von der
Beklagten anerkannt. BezÃ¼glich des Unfallhergangs ist der SachverstÃ¤ndige Dr.
K. zugunsten des KlÃ¤gers von dessen letzter Schilderung ausgegangen. Es ist nicht
ersichtlich, welche Beweismittel fehlen sollten, die in der Zeit nach dem Unfall
hÃ¤tten beschafft werden kÃ¶nnen. Dass der KlÃ¤ger bezÃ¼glich der Feststellung
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von Unfallfolgen und eines Anspruchs auf Verletztenrente nicht tÃ¤tig geworden ist,
hat die Beklagte im Ã¼brigen nicht zu verantworten.

Dem Antrag nach Â§ 109 SGG war nicht stattzugeben. Er ist erstmals in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung als Hilfsantrag in zulÃ¤ssiger Form gestellt worden.
Seine Zulassung zu diesem Zeitpunkt hÃ¤tte die Erledigung des Rechtsstreits
verzÃ¶gert und er ist aus grober NachlÃ¤ssigkeit, nÃ¤mlich sehendes Auges, nicht
frÃ¼her vorgebracht worden, Â§ 109 Abs. 2 SGG.

Die Einholung eines Gutachtens nach Â§ 109 SGG ist Bestandteil der
Beweiserhebung ebenso wie die nach Â§ 106 SGG. Das Gericht entscheidet, ob eine
medizinische Beweiserhebung Ã¼berhaupt entscheidungserheblich ist und legt,
sofern es diese Voraussetzungen bejaht, die zu beantwortende Beweisfrage nach
seiner EinschÃ¤tzung der rechtlichen Erfordernisse fest. Desgleichen hat das
Gericht darauf hinzuwirken, dass die Beweisaufnahme mÃ¶glichst umfassend und
zÃ¼gig erfolgt. Das Antragsrecht nach Â§ 109 SGG erschÃ¶pft sich in der
Benennung eines SachverstÃ¤ndigen. Weder kann der Antragsteller hiermit eine
Fragestellung verbinden, die vom Gericht nicht als entscheidungserheblich
angesehen wird, noch kann er sonst sich auf Teilaspekte einer medizinischen
Fragestellung beschrÃ¤nken, mit der das Beweisthema nicht in erforderlichem
Umfang abgehandelt wÃ¼rde. Mit der vom Antragsteller vor der mÃ¼ndlichen
Verhandlung begehrten Fragestellung hÃ¤tte nicht beantwortet werden kÃ¶nnen,
ob der Unfall wahrscheinlich wesentlich zu GesundheitsstÃ¶rungen gefÃ¼hrt hat,
fÃ¼r die die Beklagte eine Verletztenrente nach einer MdE um wenigstens 20 v.H.
zu gewÃ¤hren hat. Mit der Frage, ob sich aus dem histologischen Befund
zweifelsfrei ergebe, dass beim Unfall keine frische Ruptur des AuÃ�enmeniskus
erfolgt sei, lÃ¤sst sich schon wegen des darin zum Ausdruck kommenden
BeweismaÃ�stabes nicht einmal beurteilen, ob der Arbeitsunfall eine Ruptur des
AuÃ�enmeniskus wesentlich wenigstens mitverursacht hat.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten stÃ¼tzt sich auf Â§ 193 SGG und folgt der
ErwÃ¤gung, dass der KlÃ¤ger in beiden RechtszÃ¼gen nicht obsiegt hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 07.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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